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KANTIG. ECHT. ERFOLGREICH. 

Das Gegenmodell 
zu Schröder 

Cr>iGenera,sekretäre von 

G
ülJ und CSU, Thomas 

^°PPel und Laurenz Mey- 
^' und Edmund Stoibers 
s 

ed>enberater Michael 
4 ^n§ und haben am 
^ Pnl (jje gemeinsame 
^belinie für den Kanz- 

kaididaten vorgestellt. 

Sie zeigt das Bild eines 
Mannes, der sich treu bleibt, 
der sich auch als Kanzler- 
kandidat nicht verbiegt oder 
verbiegen lässt, eines Man- 
nes, der sich zu seinen Ecken 
und Kanten bekennt, der sagt 
was er denkt und denkt was 
er sagt.   Fortsetzung Seite 2 
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KANTIG.   ECHT.   ERFOLGREICH. 

Die für politische Wer- 
bung völlig neue Bildspra- 
che zeigt einen Mann des 
Dialogs, einen nachdenkli- 
chen offenen Politiker, der 
zuhört und - symbolisiert 
durch seine aktiven Hände — 
einen Mann der Taten. Die 
Werbung präsentiert den 
CDU/CSU-Kanzlerkandi- 
daten so, wie er ist: den au- 
thentischen, echten Edmund 
Stoiber, der als bayerischer 
Ministerpräsident neue Maß- 
stäbe des politischen Erfol- 
ges gesetzt hat. 

Kantig, echt, erfolg- 
reich - das ist nicht nur 
das Profil des Kanzler- 
kandidaten der Union, 
sondern auch das tref- 
fende Gegenmodell zu 
Gerhard Schröder. 

Großflächen mit diesem 
Motiv werden in jeder deut- 
schen Landeshauptstadt pla- 
katiert. Darüber hinaus wer- 
den CDU und CSU 16.000 
Wandzeitungen mit diesem 
Motiv an die Kreis- und 
Ortsverbände verschicken. 
Außerdem ist eine Postkar- 
tenaktion vorbereitet: Erst- 
auflage 160.000. 

GENERALSEKRETäR LAURENZ MEYER: 

Wahlkampf um die 
besseren Konzepte 

Die Union wird im Wahl- 
kampf ihre besseren Zu- 
kunftskonzeptionen den 
schlechten Ergebnissen des 
rot-grünen Feldversuchs 
in Deutschland gegenüber- 
stellen. 

Die Handlungsunfähig- 
keit der Bundesregierung 
und ihre fehlende reformeri- 
sche und visionäre Kraft 
wirken sich negativ auf un- 
ser Land aus. Mit4,3 Millio- 
nen Arbeitslosen, einer Re- 
kordzahl bei den Unterneh- 
menspleiten, dem drohen- 
den Kollaps des Gesund- 
heitssystems, hoher Steuer- 
belastung und enormer 
Staatsverschuldung hat uns 
diese Bundesregierung in al- 
len Bereichen zum Schluss- 
licht in Europa gemacht. 

Deshalb werden wir 
selbstverständlich das The- 
ma „Versprochen-Gebro- 
chen" zum zentralen Gegen- 
stand der Wahlkampfaus- 
einandersetzung machen 
und den Versprechen Schrö- 

ders die Ergebnisse seine' 
Politik gegenüberstellen. 

Darüber hinaus wird die 
Union eine Wahlkampagne 
führen, die die positiven Per' 
spektiven unseres Landes 
nach einem Regierungs' 
Wechsel aufzeigt. „Deutsch' 
land hat eine bessere Reg'e' 
rung verdient" - das ist eine 
der Kernaussagen der Unio11 

im Wettbewerb um die bestel 
Ideen. CDU und CSU werden 
Ende April ihr gemeinsame5 

Wahlprogramm vorlegen, 'n 

dem sie die notwendigen p0' 
litischen Weichenstellunge11 

für die kommende Legist' 
turperiode darstellen. 

Die Person des Kanzler 
kandidaten Edmund Stoiber 

und die herausragenden P' 

folge seiner Regierungsp0 

litik sind der beste Be|e^ 
dafür, dass Politik in diese11 

Zeiten   Positives   bewegefl 

kann.   „Gemeinsam   WQ 

aus Deutschland machen 
das ist das einhellige Z'e 

beider Unionsparteien. 
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PRäSIDIUMSSITZUNG 

ANGELA   MERKEL: 

Es geht uns um den Erhalt 
der Arbeitsplätze 

n seiner ersten Sitzung 
"ach der Osterpause am 

; April hat sich das Präsi- 
dium der CDU mit der 
La8e im Nahen Osten be- 
wältigt. Die Parteivorsit- 
j*nde betonte, dass „das 
p'stenzrecht des Staates 
Srael für die Union an vor- 

derster Stelle" stehe. 
Zugleich werde die CDU 
e Bemühungen unterstüt- 

pen; d'e geeignet sind, „den 
älästinensern eine Perspek- 
e zu bieten, um Frieden 

Und Sicherheit in der Re- 
V°n" neu zu verankern. Aus- 
^•Jcklich begrüßte Angela 

erkel die jüngste Nahost- 

e
nil,ative der USA. Auch sei 
^ e'n ermutigendes Zeichen, 
Jfcs Ministerpräsident Ariel 
^charon diesen  diplomati- 

en Aktivitäten positiv ge- 
8enüberstehe. 

^eine Arbeitsgruppe 
Bundeswehr 

iti 
eben der Landtagswahl 

da Sachsen-Anhalt hat sich 
^ Präsidium mit dem ge- 

Vo
e'nsarnen Wahlprogramm 

Es
n CDU und CSU befasst. 

fe *011 am 29. April der Öf- 
"chkeit vorgestellt wer- 

den. Erneut habe das Präsi- 
dium auch über die Zukunft 
der Bundeswehr diskutiert. 
Angela Merkel kündigte an, 
dass eine „kleine Arbeits- 
gruppe" mit Wolfgang 
Schäuble, Volker Rühe und 
den Verteidigungspolitikern 
von CDU und CSU hierzu 
ein gemeinsames Maßnah- 
menpaket vorlegen werde. 

Die Parteivorsitzende 
bekräftigte, dass die Auf- 
klärung der SPD-Korrupti- 
onsaffären durch die Sozial- 
demokraten „absolut unzu- 
reichend" erfolge. Während 
die CDU nach Bekanntwer- 
den der ersten Vorwürfe so- 
fort unabhängige Wirt- 
schaftsprüfer eingeschaltet 
habe, sei bei der SPD nur die 
Innenrevision in Gang ge- 
setzt worden. Insgesamt ar- 
beite die SPD ihre Affären 
„sehr zäh, sehr langsam und 
mit wenig Elan" auf. Die ei- 

gentliche Aufklärungsar- 
beit werde von journalisti- 
scher Seite geleistet. 

Für einen starken 
Medienstandort 

Angesichts der Insolvenz 
von Kirch Media bezeichnete 
die Parteivorsitzende die 
Gründung einer Auffangge- 
sellschaft der Banken als 
denkbaren Weg. Dabei mach- 
te sie deutlich, dass die CDU 
jede Lösung unterstützen 
werde, die den Erhalt der Ar- 
beitsplätze sichere. Die Union 
befürworte einen starken Me- 
dienstandort Deutschland mit 
starken Akteuren aus dem 
eigenen Land. Vorwürfe 
des Bundeskanzlers an die 
Adresse seines Herausforde- 
rers Edmund Stoiber wies 
Angela Merkel als „unsach- 
lich" zurück. 

Schröder werde „ner- 
vös", weil er und seine Re- 
gierung die schlechte Wirt- 
schaftslage mit der „drama- 
tisch hohen Zahl von Insol- 
venzen" zu verantworten 
habe. Der Kanzler habe 
Deutschland an das „Tabel- 
len-Ende in Europa ge- 
führt". UD 
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^ARBEITSLOSIGKEIT  UND   INSOLVENZEN 

GENERALSEKRETäR   LAURENZ   MEYER 

Der Pleitekanzler 
Zur Veröffentlichung der 
jüngsten Arbeitsmarkt- 
zahlen erklärte Generalse- 
kretär Laurenz Meyer: 

Die Arbeitslosigkeit sta- 
gniert auf hohem Niveau, 
und der Kanzler ist nervös. 
Deshalb der peinliche Ver- 
such, Edmund Stoiber per- 
sönlich unter der Gürtellinie 
zu attackieren. Das ist das un- 
redliche Bemühen, sich aus 
der wirtschaftspolitischen 
Verantwortung zu stehlen. 
Es wird ihm aber nicht gelin- 
gen, die Ergebnisse seiner 
miserablen Wirtschaftspoli- 
tik dem bayerischen Mini- 
sterpräsidenten in die Schuhe 
zu schieben. 

Die Rahmenbedingun- 
gen für die Wirtschaft und 

den Arbeitsmarkt sind im 
Bund falsch gesetzt. Das ist 
das eigentliche Versagen 
der Bundesregierung unter 
der Führung von Gerhard 
Schröder. Er hat unser Land 
an das Tabellenende in Eu- 
ropa geführt. 

Die schwache Konjunk- 
tur und die miserablen wirt- 
schaftlichen Rahmenbedin- 
gungen führen zu einem Un- 

ternehmenssterben unbe- 
kannten Ausmaßes. Alle 1' 
Minuten geht in Deutschland 
ein Unternehmen pleite- 
Holzmann und Kirch sind 
nur die Oberfläche der Ple1' 
tewelle, die durch Deutsch- 
land schwappt. Mit 32.300 
Unternehmensinsolvenzen 

hat dieser Kanzler einen trau' 
rigen Rekord zu verbuchen- 
Die Konkursrate ist im Jahr 

2001 um 20 Prozent gestie- 
gen. Allen Vorraussagen 
nach werden wird sie auch in1 

Jahr 2002 um weitere 20 Pro- 
zent zulegen. Die Zahl der In- 

solvenzen größerer Unter- 
nehmen (mit über 100 Be' 
schäftigten) hat im vergange' 
nen Jahr sogar um 34 Pf0 

zent zugenommen. Das aHe 

Starker Anstieg bei 
den Unternehmens- 

insolvenzen: Mil 
49.600 hat die Zahl der 

Gesamtinsolvenzen in 
Deutschland einen 

neuen Höchststand er- 
reicht: gegenüber 2000 

eine Steigerung von 
18,7 Prozent. Während 

der massive Anstieg von 
1999 auf 2000 (23,4 

Prozent) von den Ver- 
braucherinsolvenzen 
verursacht wurde, ist 
nun auch bei den Un- 

ternehmensinsolvenzen 
eine klare Zunahme zu 

erkennen. 
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BUNDESLIGA-BüRGSCHAFT' 

b|eibt nicht ohne Auswirkun- 
gen auf dem Arbeitsmarkt. 

Auch die jüngsten Zah- 
len aus dem Einzelhandel 
Slnd alarmierend. Der steckt 
n seiner schwersten Krise 

Seit 50 Jahren. Der Haupt- 
Verband des deutschen Ein- 
?elhandels befürchtet sogar 
dle Schließung von 15.000 
Schäften und den Verlust 
v°n 50.000 Arbeitsplätzen. 

Schröders Weg des Popu- 
;smus und Staatsinterven- 
'°nismus ist fehlgeschlagen. 
le Menschen spüren, dass 

s   so   nicht   weiter   geht. 
Cr>röders jüngster Versuch, 

*Uch noch öffentliche Mittel 
r die Bundesliga einzuset- 

2en> ist kläglich an der Entrü- 
lUng der Bevölkerung ge- 
feiten. 

Was von Schröder als 
tei'pass gedacht war, ist 

EDMUND   STOIBER: 

zumEi gentor geworden. 

Keine Steuergelder für 
den Profi-Fußball 

• Ich bin ein leidenschaft- 
licher Fußballanhänger. 
Aber es ist nicht die Auf- 
gabe des Steuerzahlers, 
Millionen für den Profi- 
Fußball zur Verfügung zu 
stellen. Ich lehne es strikt 
ab, dass der Profi-Fußball 
von den deutschen Steuer- 
zahlern finanziert wird. 

• Wer die Fernsehrechte an 
den Spielen der 1. und 2. 
Liga hat oder sie bekommt, 
der soll auch dafür bezahlen 
- und damit die Bundesliga 
mitfinanzieren. Diese 
Spiele sind schließlich eine 
erstklassige Ware. 

• Es ist doch erstaunlich, 
dass Bundeskanzler Schrö- 
der den vier Millionen Ar- 
beitslosen nur eine Politik 
der „ruhigen Hand" anbie- 
ten, aber für den Profi-Fuß- 
ball die Bundesschatzkiste 
öffnen will. 

DIETRICH   AUSTERMANN 

Schröder stellt sich ins Abseits 
irtschaftsstaatssekre- 

ar Alfred Tacke hat jetzt 
bestätigt: 

Es habe Gespräche über 
etliche Bürgschaften von 

F
Und und Ländern für die 

F
ußball-Bundesligafürden 

K
al1 einer Insolvenz der 

^lrch-Gruppe gegeben. 
Bürgschaften   sollen 

dieClub sderl. und 2. Fuß- 

ball-Bundesliga  vor dem 
Konkurs bewahren. 

In der bisherigen Dis- 
kussion um die Zahlungs- 
schwierigkeiten der Kirch- 
Gruppe war immer zu hö- 
ren, dass seine „Fußball- 
rechte" zu den wertvollsten 
Teilen der Kirch-Gruppe 
gehören. Wenn das tatsäch- 
lich der Fall ist, dann wird 

sich hierfür am Markt auch 
ein Finanzier finden. Des- 
halb ist es zweifelhaft, ob 
eine Bundesbürgschaft, die 
nur in engen Grenzen ge- 
währt werden kann, über- 
haupt ernsthaft in Betracht 
kommt. Damit entpuppt 
sich das Bürgschaftsgerede 
in erster Linie als populisti- 
sche Augenwischerei. 
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SACHSEN-ANHALT 

WOLFGANG   BöHMER: 

Schluss mit der Stagnationspolitik 
der rot-roten Quasi-Koalition 

„Wenn die PDS, die immer 
noch die Verstaatlichung 
der Großindustrie fordert, 
in einem Land etwas zu sa- 
gen hat, dann ist das Gift 
für Investoren." Minister- 
präsident Bernhard Vogel 
bestätigt die scharfe Kritik 
von Wolfgang Böhmer an 
Reinhard Höppner: 

Alle Aussagen des noch 
regierenden Ministerpräsi- 
denten in Sachsen-Anhalt 
zeigen, dass er nach der 
Landtagswahl am 21. April 
eine Koalition mit der PDS 
vorbereitet. Einen förmli- 
chen Beschluss dazu gebe es 
zwar noch nicht. Den habe 
die SPD vertagt. Aber am 
Wahltag SPD wählen, 
hieße: den Sozialdemokra- 
ten für eine - diesmal rich- 
tige - rot-rote Koalition den 
Blankoscheck ausssteilen. 

Der Spitzenkandidat der 
CDU bei der Landtagswahl, 
Landesvorsitzender   Wolf- 

Jörg Schönbohm Georg Milbradi 

gang Böhmer, gab am 2. 
April den Startschuss 
für die heiße Wahl- 
kampf-Phase in Sach- 
sen-Anhalt. Sein Appell 
an die Wählerinnen und 
Wähler des Landes: 
„Beenden Sie die Sta- 
gnationspolitik der rot- 
roten Quasi-Koalition." 

Unter den neuen Bundes- 
ländern ist Sachsen-Anhalt 
dasjenige Bundesland mit 
den geringsten Erfolgen: 
„Alle anderen Länder haben 
es weiter gebracht." Die 
Schuld daran trage Minister- 
präsident Höppner, der „im- 
mer nur jammert", sich mit 
seinen Klageliedern auch 
überregional schon einen 
Namen gemacht hat, aber 
keine Initiativen ergreift. 

Wolfgang Böhmer: 
„Sachsen-Anhalt hat sich auf 
diese Weise zwar entwickelt, 
aber nicht zum Guten, son- 
dern zum Land der Frustra- 

tion und Larmoyanz." 
Neben Wolfgang 

Böhmer und Bernhard 
Vogel waren auch Jörg 
Schönbohm, der stell- 
vertretende Minister- 
präsident von Branden- 
burg, und der designier- 
te sächsische Minister- 

Wolfgang Böhmer       Bernhard Vogel 

Präsident Georg Milbradt 
nach Haldensleben im Ohre 
kreis gekommen. Auch de- 
ren Aufforderung an die 
zahlreich erschienen Gast 
der Veranstaltung auf dem 
Marktplatz: • Schluss 0& 
Rot-Rot. »Vor allem bei der 

Arbeitslosigkeit müsse die 
„rote Laterne" endlich abge' 
geben werden. • Es müsse 
neue Prioritäten gesetzt wer 
den. • Der Weg zu diesen1 

Ziel: die CDU am 21. AP«"11 

zur stärksten Fraktion ^ 
Landtag machen. 

Aber  nicht  nur  in der 

Wirtschaftspolitik   brauch* 
Sachsen-Anhalt andere Pfl' 
oritäten. Auch eine ganz a 
dere    Bildungspolitik    lS 

nötig.    „Leistung    m** 
doch   auch   Spaß",  vetfg 
cherte Böhmer, der sein Bn 

gagement durch den Slog 
„Wir werden das Kind sch° 
schaukeln" zum AusdruC 

bringt. 
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12 Thesen zur 
inneren Sicherheit * 

12 Thesen zur 
Bildung 

Spitzenkandidat 
Wolfgang Boehmer 

Die  Wahl   in  Sachsen- 
nhalt könne ein Signal des 

y^fbruchs   werden,   sagte 
0rg Schönbohm. Die Poli- 
* Höppners, die seit Jahren 
gentlich nur noch von der 

s toleriert werde, sei „so- 
|arfürdie gesamte SPD eine 
^strophe". 

Warum die Magdeburger 
e§ierung am 22. März im 

r
Undesrat dem Zuwande- 
Ungsgesetz „einfach so" zu- 
nimmt habe, fragte der 
^ndenburger Innenmini- 
h
er- Ob denn Sachsen-An- 
* l die Zuwanderung brau- 

L e Und damit etwa die Ar- beitsl( 

Vogel, als er bekräftigt: „Sie 
müssen nach unseren Re- 
geln hier leben." 

Auch für Ministerpräsi- 
dent Milbradt gibt es keinen 
Zweifel: Das Problem des 
Landes Sachsen-Anhalt hat 
einen Namen: Höppner. 
Wer das Problem lösen 
wolle, muss CDU wählen. 

Kundgebung mit 
Angela Merkel, 

Edmund Stoiber und 
Wolfgang Böhmer 

am 18. April 
in Magdeburg 

'osigkeit bekämpfen 
G°lle- Man wolle offene 

l(l,
enzen - so griff auch der 

d 
Ur,ngische Ministerpräsi- 

di? d«s Thema auf-, aber 
^Tgen, die zu uns kom- 

. müssen „unsere Haus- 
ßer

nung respektieren". Gro- 
Be'fall   für   Bernhard 

Angela Merkel: „Wir wollen die Roten vom hohen 
Ross herunterholen." • Rhythmischer Beifall für diesen 
Satz, den die Parteivorsitzende am 8. April in Halle vor 
mehreren hundert Gästen sagt. Auch für sie ist es vor al- 
lem Ministerpräsident Höppner, der auf dem hohen Ross 
sitzt und mit seiner Politik dafür verantwortlich ist, dass das 
Land in den letzten Jahren wirtschaftlich immer weiter 
zurückgefallen ist. • „Höppner redet über die Köpfe, die 
Herzen und die Probleme der Menschen hinweg." Dabei 
verfüge das Land über alle Voraussetzungen für Erfolge. 
Man müsse allerdings „den Menschen etwas zutrauen". • 
Damit sich am 21. April möglichst viele an der Wahl be- 
teiligen, kommt es darauf an, zum Wählen-Gehen zu ani- 
mieren. Angela Merkel: „Die Umfrageergebnisse sehen 
gut für uns aus. Wir müssen jetzt was daraus machen." 
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'NAHER   OSTEN 

GEMEINSAME   ERKLäRUNG  VON   CDU   UND   CSU: 

Das Existenzrecht Israels 
ist unantastbar 

Die Führung der Unions- 
parteien hat am 5. April 
angesichts der Eskalation 
des Nahost-Konflikts auf 
einer Sitzung in Berlin un- 
ter Leitung der Vorsitzen- 
den von CDU und CSU, 
Angela Merkel und Kanz- 
lerkandidat Edmund Stoi- 
ber, eine gemeinsame Er- 
klärung der Unionspar- 
teien zum Nahen Osten 
verabschiedet: 
• Mit der Eskalation des 
Nahost-Konflikts ist eine für 
die Betroffenen unerträgli- 
che und verzweifelte Lage 
entstanden. Frieden und Sta- 
bilität in der gesamten Re- 
gion sind gefährdet. 

Leben ohne Terror 

• Das Existenzrecht Israels 
ist unantastbar. Dazu gehört 
auch ein Leben ohne Terror. 
Deshalb verurteilen wir die 
Serie von Terroranschlägen, 
die zum Tod unschuldiger 
Zivilisten in Israel geführt 
und die auch die jüngste 
Verhandlungsinitiative des 
US-Sondergesandten Zinni 
wieder zunichte gemacht 
hat. Palästinenserführer 
Arafat trifft hier eine beson- 
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dere Verantwortung, der er 
in der Vergangenheit nicht 
gerecht geworden ist. 
• Andererseits hat Mini- 
sterpräsident Scharon mit 
der von ihm verfolgten Poli- 
tik seine Ankündigung, 
mehr Sicherheit und Frieden 
zu schaffen, nicht einhalten 
können. In der Praxis hat 
seine Politik zu weniger Si- 
cherheit für Israel und zu 
weniger Frieden für die Re- 
gion geführt. 
• Durch Terror und Gewalt 
lässt sich der Konflikt nicht 
lösen. Die Konfliktparteien 
müssen die gewaltsame 
Auseinandersetzung umge- 
hend beenden, so wie dies in 
den VN-SR-Resolutionen 
1397 (Beendigung aller Ge- 
waltakte, einschl. Terror, 
Provokation, Anstiftung 
und Zerstörung) und 1402 
(israel. Rückzug aus den 
paläst. Städten einschl. Ra- 
mallah) gefordert wird. So- 
dann müssen Tenet-Plan so- 
wie die Empfehlungen des 
Mitchell-Berichts (Ende der 
Gewalt, vertrauensbildende 
Maßnahmen, Wiederauf- 
nahme der Verhandlungen) 
umgesetzt werden. 
• Die unzureichende 
Bekämpfung terroristischer 

Aktivitäten radikaler palä- 
stinensischer Kräfte durch 
die Palästinensische Auto- 
nomiebehörde hat viel Ver- 
trauen zerstört. Die Verant- 
wortlichen für diese Taten 
müssen zur Rechenschaft 
gezogen und weitere Terror- 
akte müssen unterbunden 
werden. 

Zwei Staaten 

• Wir unterstützen die am 
12. März 2002 vom Sicher- 
heitsrat der Vereinten Natio- 
nen verabschiedete Resolu- 
tion 1397, welche „die Vi- 
sion von einer Region, in de 
zwei Staaten, Israel und 
Palästina, Seite an Seite in- 
nerhalb sicherer und aner' 
kannter Grenzen existieren 

bekräftigt. 
• Der von der Arabische11 

Liga aufgenommene Vor 
schlag  des  Kronprinze11 

Abdullah von Saudi-Ar*' 
bien   ist   eine   geeigne 

Grundlage für Verhandln' 
gen, die zu einer dauerha 
ten Lösung des arabisch-' 
raelischen Konflikts führe" 
können. 
• Deutsche und europ*1' 
sehe Politik im Nahen OsteI 

^J 



Kann nur erfolgreich sein, 
Wenn sie sich gemeinsam 
^it Amerika einbringt. Nur 
2usammen mit allen Garan- 
ten des Oslo-Prozesses, ins- 
besondere mit Amerika, 
a°er auch den Vereinten Na- 
l'onen und Russland lässt 
sich wirksamer Druck auf 
^le Konfliktparteien ausü- 
ben. Deshalb bedarf es einer 
§erneinsamen Initiative des 
aiT1erikanischen Präsiden- 
ten, der EU-Präsidentschaft, 
es VN-Generalsekretärs 

s°wie des russischen Präsi- 
den, um ein Ende von 
error und Gewalt herbeizu- 

unren und einen politischen 
r°zess wieder in Gang zu 

bringen. 

Europäer gefordert 

Gleichzeitig müssen die 
Uropäer ihre eigene Hand- 
ngsfähigkeit   in   diesem 

^«nflikt stärken.  Deshalb 
^'ten sich die Mitglieds- 

aten   der   Europäischen 
ni°naufder Grundlage der 

g. en skizzierten Linie auf 
e gemeinsame einheitli- 

,  e und Strategie zum Nä- 
ssten festlegen. 

m Falle einer weiteren 
ation des  Konfliktes 

sen die gemeinsam mit 
gej

1 euroPäischen Partnern 
^'steten  Hilfen  für die 

WeJd
fliktparleien  überprüft 

Sskal 

TEAM  4 0   PLUS1 

ANGELA   MERKEL   UND   EDMUND   STOIBER: 

Die Union hält an der 
Wehrpflicht fest 

In einer Sitzungspause von 
„Team 40 plus", dem 
gemeinsamen politischen 
Entscheidungsgremium 
von CDU und CSU, haben 
die Parteivorsitzenden, 
Angela Merkel, und Kanz- 
lerkandidat Edmund Stoi- 
ber, am 5. April zu aktuel- 
len sicherheitspolitischen 
Fragen Stellung genom- 
men. 

Im Mittelpunkt stand an- 
gesichts der Eskalation in Is- 
rael und den Palästinensi- 
schen Autonomiegebieten 
die gemeinsame Erklärung 
der Unionsparteien zum Na- 
hen Osten: Seite 4/5. Das 
Existenzrecht Israels sei un- 
antastbar, führte Edmund 
Stoiber aus. Dazu gehöre 
auch ein Leben ohne Terror. 

Die Konfliktparteien 
müssten die gewaltsame 
Auseinandersetzung umge- 
hend beenden, so wie dies in 
den Resolutionen 1397 und 
1402 des UNO-Sicherheits- 
rates gefordert wird. Die 
Unionsparteien würden aus 
diesem Grund vor allem die 
vom Sicherheitsrat verab- 
schiedete Resolution 1397 
unterstützen, die „die Vi- 
sion von einer Region be- 
kräftigt, in der zwei Staaten, 

Israel und Palästina, Seite 
an Seite innerhalb sicherer 
und anerkannter Grenzen 
existieren". 

Auf einem guten Weg 

Angela Merkel skizzierte 
die im „Team 40 plus" ge- 
führte Debatte über die Zu- 
kunft der Bundeswehr. Die 
Experten von CDU und CSU 
seien auf einem guten Weg, 
die einzelnen Standpunkte 
zur Struktur und Aufgaben 
der B undeswehr zusammen- 
zuführen, machte sie deut- 
lich. Vorrangiges Ziel von 
CDU und CSU werde es sein, 
die materielle und personelle 
Lage der Streitkräfte so zu 
verbessern, dass Deutsch- 
land den durch die verfehlte 
Außen- und Sicherheitspoli- 
tik von Rot-Grün verloren 
gegangenen Einfluss auf 
dem internationalen Parkett 
zurückgewinne. • 
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MINDERHEITENRECHTE 

ANDREAS   SCHMIDT: 

Das Bundesverfassungsgericht stoppt den 
Verfassungsbruch der Schröder-SPD 

%-mmf 
> 

Das Bundesverfassungs- 
gericht hat mit seiner 
jüngsten Entscheidung 
klipp und klar festgestellt: 
Die rot-grüne Mehrheit 
im 1. Untersuchungsaus- 
schuss hat während der 
gesamten Dauer des Un- 
tersuchungsverfahrens 
die im Grundgesetz ver- 
ankerten Minderheiten- 
rechte der CDU/CSU ver- 
letzt. 

Das höchste deutsche 
Gericht hat durch sein kla- 
res  Urteil  dafür  gesorgt, 

dass die SPD ihre eigenen 
Rechtsverstöße bezüglich 
ihres Finanzgebarens nicht 
mehr länger unter den Tep- 
pich kehren kann. 

Die dubiose Intranspa- 
renz des millionenschwe- 
ren SPD-Finanz- und Be- 
teiligungsvermögens wird 
neben der SPD-Korrupti- 
onsaffäre die nächsten Wo- 
chen den Untersuchungs- 
ausschuss in Berlin be- 
schäftigen. 

Die Karlsruher Ent- 
scheidung wirft auch im 
Hinblick auf die skan- 
dalöse Abstimmung im 
Bundesrat am 22. März ein 
grelles Licht auf die Sozial- 
demokraten: Sie sind ganz 
offensichtlich immer dann 
zur Verletzung unserer 
Verfassung bereit, wenn 
sie sich davon einen partei- 

taktischen    Vorteil    ver- 
sprechen. 

Der Ausschussvorsit- 
zende Volker Neumann 
(SPD) wird sich vor dem 
Hintergrund des Urteils die 
Frage stellen müssen, in 
welcher Verantwortung er 
sich dem Parlament und 
dem Ausschuss gegenüber 
sieht. Ganz offensichtlich 
war er in der Vergangenheit 
in erster Linie Befehlsemp- 
fänger von Münteferings 
Schröder und Struck. 

Ende der Parteitaktik 

Das Bundesverfassungs- 
gericht hat jetzt zu Recht 
die SPD und ihren Vorsit- 
zenden Schröder in die 
rechtsstaatlichen Schran- 
ken verwiesen. 

Dies sei umso zwingen- 
der, als den neuen sicher- 
heitspolitischen Herausfor- 
derungen nur noch im Rah- 
men europäischer und trans- 
atlantischer Kooperation 
und nicht mehr im nationa- 
len Alleingang begegnet 
werden könne. In diesem 
Zusammenhang betonte die 

Parteivorsitzende , dass die 
Union an der Wehrpflicht 
festhalten werde. Kanzler- 
kandidat Stoiber schloss 
sich dieser Meinung an und 
ergänzte: Spätestens der 11. 
September habe gezeigt, 
dass Modernisierung und 
Anpassung der Strukturen 
der   Bundeswehr   an   die 

neuen Anforderungen v°r' 
angetrieben werden müssen- 

Ein großes Problem & 
die technologische  Luc* 
zwischen den europäische 
Nationen und den USA. W^r 

in die strategische PlanuiV 
eingebunden werden möc 

te, müsse auch etwas le'st^ 
können. 
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Erneutes Scheitern 
* Bereits im Jahr 2000 sind 
1 Prozent weniger Ausbil- 
dungsverträge als 1999 ab- 
schlössen worden. Der er- 
neute Rückgang um 2,2 Pro- 
Ze• in 2001 zeigt deutlich 
dle anhaltende Talfahrt am 
^usbildungsmarkt unter der 
Regierung Schröder. Am ei- 
genen Anspruch gemessen, 
'sl die  rot-grüne  Berufs- 
''dungspolitik gescheitert. 

^arie-Luise Dött, CDU- 
Ur>destagsabgeordnete 

Bundesvorstandsmit- 
8jed der Mittelstands- und 

"Ischaftsvereinigung der 
^DU/CSU: „Die Ursachen 
s'nd in den ständig zuneh- 
menden Belastungen insbe- 
SOr>dere der mittelständi- 

nen Unternehmen zu se- 
et1, aber auch in dem teil- 

, e,se mangelhaften Ange- 
01 geeigneter Bewerber." 

^kodilstränen 
Sicherlich ist es ein stän- 

^ger  Grund   zum   Ärger, 
^nn die Mineralölwirt- 

. Oaft gerade bei steigender 
v 

Cnfrage wie jetzt wieder 
n°

r°stern die Preise für Mi- 

höhalÖlpr0dukte kräftig er_ 

Ve
ht- Der Ruf von Bundes- 

n *
ehrsrninister   Bodewig 

pudern Kartellamt ist aber 
sJ

e Heuchelei. Dirk Fi- 
s   

er'   verkehrspolitischer 
^echer   der   CDU/CSU: 

SEI !hrer Öko-Steuer ist 
e rot-grüne  Bundesre- 

AUS     DER     C D U/ CS U - B U N D ESTAGS FR A KTI 0N  ' 

GERALD   WEISS 

Gewerkschaften müssen neutral bleiben 
Als Vorsitzender der 

Arbeitnehmergruppe der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion appelliere ich ein- 
dringlich an die Gewerk- 
schaften, im Bundestags- 
wahlkampf parteipolitische 
Neutralität zu wahren. Tun 
sie das nicht und lassen sie 
sich vor Schröders Karren 
spannen, dann beschädigen 

gierung der größte Preistrei- 
ber auf dem Kraftstoff- 
markt. So hat die letzte Stufe 
der Öko-Steuer zum 1. Ja- 
nuar den Sprit um 4 Cent 
verteuert - und schon steht 
zum 1. Januar 2003 die näch- 
ste Stufe mit gleicher Ver- 
teuerung ins Haus." 

Höhere Strompreise 
• „Ordnungspolitisch ver- 
fehlt" und „ökologisch 
höchst zweifelhaft" hat der 
wirtschaftspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU, Mat- 
thias Wissmann, das Kraft- 
Wärme-Koppelungs-Ge- 
setz genannt, das zum I. 
April in Kraft getreten ist. 
Seine Auswirkungen: hö- 
here Strompreise. Ein 
durchschnittlicher Vier- 
Personen-Haushalt muss in 
diesem Jahr aufgrund der 
verfehlten rot-grünen Ener- 
giepolitik im Vergleich zu 

sie nicht nur die Idee der 
Einheitsgewerkschaft. Sie 
setzen zugleich ihre Glaub- 
würdigkeit und Schlagkraft 
bei der Vertretung der In- 
teressen der Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer 
aufs Spiel. Die massive Ein- 
mischung in den Wahl- 
kampf 1998 war schon 
schlimm genug. 

1998 ca. 380 Euro mehr für 
Energie ausgeben. 

Rote Karte 
• Als großes Reformprojekt 
hatte die Schröder-Regie- 
rung die Novellierung des 
Jugendschutzgesetzes ge- 
plant. Jetzt hat Schröder die 
Notbremse gezogen. Die 
heftige Kritik zahlreicher 
Verbände und - nicht zuletzt 
-der Union hat gewirkt. Be- 
sonders unverantwortlich: 
die als Kernpunkt der Re- 
form geplante drastische 
Ausweitung der Ausgehzei- 
ten von Kindern und Ju- 
gendlichen ohne Begleitung 
- bis 23 Uhr für 14-Jährige, 
bis 21 Uhr für 6-Jährige. 
Maria Eichhorn, Vor- 
sitzende der Arbeitsgruppe 
Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend der CDU/CSU: 
„Man kann nicht einerseits 
betonen, dass man die Erzie- 
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1 CDU/CSU-BUNDESTAGSFRAKTI ON 

hungskompetenz der Eltern 
fördern will, und anderer- 
seits deren Erziehungsauf- 
trag behindern." 

Termin versäumt 
• Der 20. März wäre der 
letzte Tag gewesen, an dem 
das Kabinett Schröder ein 
geordnetes Gesetzgebungs- 
verfahren in Sachen call-by- 
cö//-Gespräche bei Orts- 
netztelefonaten noch in die- 
ser Legislaturperiode hätte 
durchführen können. Ei- 
gentlich war die Umsetzung 
der auf EU-Ebene bestehen- 
den Verpflichtung zur Er- 
möglichung von carrier se- 
lection im Ortsbereich sogar 
schon im letzten Jahr fällig. 
Elmar Müller, Berichter- 
statter der CDU/CSU für 
Post und Telekommunika- 
tion: „Von der Verbraucher- 
ministerin ist nichts zu 
hören. Sollte die Bundesre- 
gierung weiterhin untätig 
bleiben, droht ihr das Staats- 
haftungsrecht, wonach sie 
Firmen für entgangene Vor- 
teile entschädigen muss." 

Künast fast zynisch 
• In der letzten Zeit häufen 
sich Fälle, in denen so ge- 
nannte d/a/ez-Programme 
eine ow/we-Verbindung zu 
einer 0190er Nummer her- 
stellen, ohne dass es der PC- 
Nutzer merkt, und sich über 
Internet und e-mail-An- 
hänge   in   Heimcomputern 

einnisten: in betrügerischer 
Absicht und mit der Folge 
horrender Gebührenforde- 
rungen zwischen 75 und 300 
Euro für zwei online-Minu- 
ten, die erst sehr viel später 
aufderTelefonrechnungz.B. 
der Deutschen Telekom er- 
scheinen. Martina Krog- 
mann, Internet-Beauftragte, 
und Annette Widmann- 
Mauz, Verbraucherschutz- 
beauftragte der CDU/CSU: 
„Wir fordern die Bundesre- 
gierung auf, diesen betrüge- 
rischen Machenschaften ent- 
gegenzuwirken. Ministerin 
Künast lässt die Beschwer- 
den darüber einfach links lie- 
gen. Es ist schon fast zynisch, 
wie sie für die Opfer nichts 
anderes als die Empfehlung 
übrig hat, zur Verbraucher- 
beratung zu gehen." 

Zum vierten Mal 
• Einen Antrag des Landes 
Berlin von 1998 zur 
Bekämpfung des Graffiti- 
unwesens hat die Schröder- 
Regierung im März 2000 nie- 
dergestimmt. • Einen ent- 
sprechenden Gesetzentwurf 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hat Rot-Grün 
im März 2000 ebenfalls ab- 
gelehnt. • Den Antrag des 
CDU-geführten Berliner Se- 
nats vom Juni 2001 hat der 
rot-grüne Übergangssenat 
unter Wowereit zurückgezo- 
gen. • Jetzt versucht es die 
Union mit einem Antrag von 

Baden-Württemberg von 
Oktober 2001 noch einmal- 
Schaden in Höhe von einer 
viertel Milliarde Euro richten 
die jugendlichen sprayt 
jährlich an. Private und öf- 
fentliche Immobilienbesit- 
zer sind davon betroffen- 
Über Mieten und Steuern 
zahlt aber auch jeder andere 
mit. Peter Götz, kommunal- 
politischer Sprecher der 
CDU/CSU: „Ich fordere Rot- 
Grün im Bundestag auf, mit 
uns endlich für einen wirksa- 
men Schutz vor Graffiti' 
Schmierereien zu sorgen." 

Nur ein Placebo 
• Die rot-grüne Koalition 
hat zwar einen Gesetzent- 
wurf zur Einführung v°n 

Volksinitiativen, Volksbe- 
gehren und Volksentschei- 
den ins Grundgesetz vorge" 
legt. Aber sie betreibt dieses 
Vorhaben nicht wirklich 
ernsthaft. Erwin Marsche* 
wski, innenpolitischer Spre' 
eher der CDU/CSU: ,,-M'1 

der Einlösung ihres Verspre' 
chens aus dem Koalition*' 
vertrag von 1998 hat sie seht 

lange gewartet. • Sieben J1 

zungswochen reichen nicn 

aus,  um  eine  derart ein' 
schneidende Verfassung^11' 
derung mit der gebotene 
Gründlichkeit zu beraten- 0 

Sie scheint eh mit einer Ab' 
lehnung ihres Entwurfs 
rechnen. Alles in allem: P'* 
cebo statt Plebiszit." 
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KURZ   &   BüNDIG 

VERSÄUMNISSEbeiei- 
ner wirksamen Begrenzung 
er Staatsverschuldung hat 

^er Bund der Steuerzahler 
lrianzminister Eichel vor- 

geworfen Er habe bisher zu 
enig getan, um nachhaltig 
le  Kriterien  zu  erfüllen, 

0,1ne die es keine Stabilität 
es Euro gibt. Steuerzahler- 

^nd-Präsident Karl Heinz 
äke hält Eichel vor, den 
°n ihm angekündigten Ab- 

.au der Neuverschuldung 
nr,erhalb von zwei Jahren 
Urbei einem realen Wachs- 
^ von 2,5 Prozent errei- 
/*er> zu können. Heutiges 

achstum: 0,6 Prozent. 

Putsche    Wirtschaft    der 
ABSAGE hat die 

[• 
°rderung Schröders erteilt, 

d
eut'ich mehr Betriebskin- 
rgärten   einzurichten.   Er 
"ue dies von seinen Fir- 
n nicht verlangen, erklärte 

j r Präsident des Deutschen 
^strie- und Handelskam- 
b    ags,    Ludwig    Georg 
^aUr>: „Eher gebe ich als 

ernehmer Zuschüsse für 
nen kommunalen Kinder- 

-,. ^n, damit dort mehr Er- 

ej
eherinnen   oder   Erzieher 
^stellt werden können." 

ko 
E| MILLIARDEN Euro 

de^
tei Jeder freie Tag die 

fekl
tsche Wirtschaft-ein Ef- 

v • der sich auf die volks- 
nu 

Scnaftliche Gesamtrech- 
§auswirkt. Wie das Insti- 

tut der deutschen Wirtschaft 
ermittelte, wäre das Bruttoin- 
landsprodukt im vergange- 
nen Jahr um rund acht Milli- 
arden Euro oder 0,4 Prozent 
höher ausgefallen, wenn es 
wie 1999 acht statt zwölf Fei- 
ertage gegeben hätte. 

KLAGE über zu hohe Ar- 
beitsbelastung in den Finanz- 
ämtern führt die Deutsche 
Steuergewerkschaft. Grund 
für „jede Menge Mehrar- 
beit": die gestiegenen Fall- 
zahlen und die vielen Neure- 
gelungen, die der Gesetzge- 
ber produziert. Zudem hät- 
ten die Länder Personal ab- 
gebaut. DSTG-Vorsitzender 
Ondracek: „Dem Staat geht 
durch diese Entwicklung 
sehr viel Geld verloren." 

JUNGE MENSCHEN in 
Ostdeutschland verlassen in 
immer größerer Zahl ihre 
Heimat und ziehen aus wirt- 
schaftlichen Gründen in den 
Westen. Weil vor allem jun- 
ge Frauen den neuen Bun- 
desländern den Rücken kehr- 
ten, werde es für die Männer 
immer schwieriger, eine Fa- 
milie zu gründen. Wie das In- 
stitut der deutschen Wirt- 
schaft Köln ermitttelte, ist 
der daraus resultierende Be- 
völkerungsschwund so dra- 
matisch, dass im Jahr 2050 
nur noch mit zehn Millionen 
Einwohnern im Osten 
Deutschlands zu rechnen ist. 

EINE STEIGENDE ZAHL 
von Schulschwänzern be- 
fürchtet die Gewerkschaft 
Erziehung und Wissen- 
schaft. GEW-Schulexpertin 
Marianne Demmer: „Das 
subjektive Empfinden der 
Lehrer geht jedenfalls in 
diese Richtung." Auch Schü- 
ler geben in Befragungen 
zu, dass sie Unterricht nicht 
gerade selten einfach ausfal- 
len lassen - z.B. aus Frust, 
wenn sie den Anschluss ver- 
loren haben, oder weil es 
schick ist. 

EINE STRENGERE Er 
ziehung, um Jugendgewalt 
und Schul versagen zu begeg- 
nen, fordern generell 62 Pro- 
zent aller Eltern in Deutsch- 
land, nehmen aber ihre eige- 
nen Kinder von dieser Forde- 
rung weitgehend aus. In den 
neuen Bundesländern be- 
zeichnen nach Forsa 60 Pro- 
zent die Erziehung, mit der 
sie selber es bei ihren Kin- 
dern halten, als „autoritär", in 
den alten sind es 44. 

SIEBEN VON ZEHN 
Menschen in Deutschland 
glauben nach einer reprä- 
sentativen Umfrage des Mei- 
nungsforschungsinstituts 
NFO Infratest an einen Gott; 
bei jungen Leuten zwischen 
18 und 29 Jahren glaubt 
etwa jeder zweite an Gott, in 
den neuen Bundesländern 
nur jeder dritte. UD 
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'FORSCHUNG   UND   INNOVATI O N 

BUNDESFACHAUSSCHUSS: 

Deutschland braucht ein Gesamtkonzept 
in der Bio- und Gentechnik 

Zur Vorstellung des Ge- 
samtkonzeptes in der Bio- 
und Gentechnologie des 
Bundesfachausschusses 
Forschung und Innova- 
tion erklärten Prof. Dr. 
Heribert Offermanns, Ka- 
therina Reiche, Helmut 
Heiderich, Prof. Dr. Hans 
Günter Gassen: 

Die Bio- und Gentechno- 
logie ist eine Leittechnolo- 
gie der nächsten Jahrzehnte 
mit sehr breiten Anwen- 
dungsmöglichkeiten in Phar- 
ma und Medizin, in Land- 
wirtschaft, Lebensmittelher- 
stellung und Umweltschutz. 
Derzeit ist die öffentliche 
Diskussion fokussiert auf 
den Teilbereich der Stamm- 
zellforschung. Nach der Ent- 
scheidung des Deutschen 
Bundestages zur Regelung 
des Imports humaner em- 
bryonaler Stammzellen gilt 
es nun wieder verstärkt, die 
Bio- und Gentechnik in ihrer 
ganzen Breite verantwort- 
bar voranzubringen. 

Die Schlüsselfaktoren 
für die Entwicklung der Bio- 
technik sind: erstklassige 
Forschung, Mobilisierung 
privater Mittel, Vernetzung 
der Forschung, gesellschaft- 
liche Akzeptanz, Rechtssi- 

cherheit und Nachwuchsför- 
derung. 

Die Biotechnologiepoli- 
tik der rot-grünen Bundesre- 
gierung ist nicht ausreichend. 
Sie hat deutliche Schwächen 
und ist inkonsistent. Wich- 
tige Querschnitts- und Schlüs- 
selfelder, wie die Bioinfor- 
matik, kommen zu kurz. Die 
grüne Gentechnik wird ideo- 
logisch ausgebremst. In der 
Forschungsförderung fehlt 
die Planungssicherheit, sie 
stützt sich bisher zu sehr auf 
eher zufällige wind-fall- 
Gewinne, wie die UMTS- 
Mittel. 

Auch gibt es kein wirt- 
schaftliches Rahmenkon- 
zept, das den seit Mitte der 
90er Jahre in einer großen 
Zahl gegründeten Biotech- 
nologieunternehmen eine 
stetige und gesunde Ent- 
wicklungermöglicht. Achil- 
lesferse des Bio- und Gen- 
techniksektors in Deutsch- 
land ist der Fachkräfteman- 
gel. Es gibt nur punktuelle 
Maßnahmen der Nach- 
wuchsförderung, aber kein 
abgestimmtes Konzept. 

Ebenso ist die Frage des 
Umgangs mit den rasant 
steigenden Möglichkeiten 
der Gendiagnostik,  insbe- 

sondere im Hinblick auf ihre 

Anwendung im Versiche- 
rungswesen und im Arbeit*»' 
leben, nicht geregelt. De 
Bundesfachausschuss For' 
schung und Innovation der 
CDU legt ein Gesamtkon- 
zept Bio- und Gentechnolo- 
gie vor, mit dem der poW1' 
sehe Rahmen abgesteckt 
wird füreine verantwortbar 
Entwicklung dieser Schlüs- 
seltechnologie. Das Ge- 
samtkonzept legt den Sacn 
stand in den Forschung**' 
und Anwendungsfeldern der 

Bio- und Gentechnik so^|ß 

die Situation des Wachs- 
tumssektors Biotechnik ' 
Deutschland dar und schlag 
politische Maßnahmen fü 

• • •       Fill' eine weitere positive »- 
wicklung vor. 

Der Bundesfach- 
ausschuss Forschung 
und Innovation der 

CDU fordert: 

• Planungssicherheit in 
Forschungsförderung;      , 
• Fokussierung der Grün 

lagenforschung    auf       . 
kunftsfelder, wie zum P 
spiel die Funktionsana^ 
der entschlüsselten Ge 
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FORSCHUNG UND INNOVATION 

^e, die Proteomforschung 
nd   die   Technologieent- 

^'cklung für die Genom- 
und Proteinforschung; 

ein Strategiekonzept für 
d'e Bioinformatik. Der Be- 
arf  an   Bioinformatikern 

Stehst rapide; 
die Schaffung von natio- 

a'en Bionetzwerken unter 
Heiligung von Wirtschaft, 

^°chschulen und außeruni- 
ersitären Forschungsein- 
lchtungen sowie ihre Ein- 
'idung in internationale 
etzwerke und vor allem 
as 6. EU-Forschungsrah- 
enprogramm; 

die verstärkte Einwer- 
Ung von privatem Kapital 
r die Biotechnologiefor- 
nUng und -anwendung so- 
le eine Wirtschaftspolitik, 

die Entwicklung der jun- 
, Biotechunternehmen 
Visiert: 

den Nachwuchskräfte- 
angel in der Biotechnolo- 

2u beseitigen. Engpässe 
S(|

bl es nicht nur bei Wis- 
^chaftlern und Akade- 
^ ern, sondern auch bei 
gramen und Techni- 
J/J Verstärkung des na- 
^'ssenschaftlichen Un- 
v
r,chts  in  den  Schulen, 

W      erung der Studien- 
ln§ungen in den Natur- 

a"t des Gesamt- 
W Ort 
on 
p   ZePts: www.cdu.de 

ltik A-Z/Gentechnik) 

Wissenschaften, Reform 
der Fachschulausbildung, 
intensive Förderung von 
Nachwuchswissenschaft- 
lern und klare Regelung für 
die Gewinnung von auslän- 
dischen Spezialisten sind 
erforderlich; 
• Beendigung der ideologi- 
schen Benachteiligung der 
grünen Biotechnologie; Auf- 
lage eines 10-Jahres-Pro- 
grammsfürdie Entwicklung 
der biotechnischen Poten- 
ziale in Ernährung, natürli- 
cher Rohstoffversorgung, 
Energieeinsparung und Um- 
weltentlastung; Überwin- 
dung des De-facto-Morato- 
riums hinsichtlich der Zu- 
lassung und des Inverkehr- 
bringens von genetisch ver- 
änderten Organismen in 
Europa und Deutschland, 
schnellstmögliche Umsetz- 
ung der EU-Freisetzungs- 
richtlinie und Etablierung 
von praktikablen Kenn- 
zeichnungsregelungen mit 
für den Verbraucher rele- 
vanten Informationen; 
• Rechtssicherheit bei Ge- 
nehmigungs- und Zulas- 
sungsverfahren sowie bei 
der Verwertung biotechno- 
logischer Erfindungen. Das 
heißt: zunächst die EU-Bio- 
patentrichtlinie in deutsches 
Recht umzusetzen und 
gleichzeitig darauf hinzu- 
wirken, dass das Patentrecht 
international innovations- 
fördernd sowie ethisch und 

sozial verträgt ich weiterent- 
wickelt wird; 
• Schaffung verbindlicher 
Regelungen für den Umgang 
mit genetischer Diagnostik, 
insbesondere prädiktiver Di- 
agnostik in Medizin sowie 
auch im Bereich der Versi- 
cherungen und in der Ar- 
beitswelt gemäß des Grund- 
satzes auf informationelle 
Selbstbestimmung, Freiwil- 
ligkeit von Untersuchungen, 
Ausschluss von Diskrimi- 
nierungen sowie Sicherstel- 
lung von Beratungen und Da- 
tenschutz. 

ZUR   PERSON 

• Prof. Dr. Heribert Of- 
fermanns, Vorsitzender 
des Bundesfachausschus- 
ses • Katherina Reiche 
MdB, Vorsitzende der 
Arbeitsgruppe Gentech- 
nik des Bundesfachaus- 
schusses und Mitglied 
des Bundesvorstands der 
CDU • Helmut Heide- 
rich MdB, Mitglied der 
Arbeitsgruppe Gentech- 
nik des Bundesfachaus- 
schusses und Sprecher für 
grüne Gentechnik der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion • Prof. Dr. 
Hans Günter Gassen, 
Mitglied der Arbeits- 
gruppe Gentechnik des 
Bundesfachausschusses, 
TU Darmstadt 
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1 KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG 

MITGLIEDERVERSAMMLUNG   IN   BERLIN 

Das Engagement der Stiftung 
in Israel wird fortgesetzt 

Am 20. März hat sich der 
Vorstand der Konrad- 
Adenauer-Stiftung auf sei- 
ner Tagung in Berlin be- 
sonders mit der Arbeit der 
Stiftung in Israel beschäf- 
tigt und betont, wie wich- 
tig es sei, die Arbeit dort 
fortzusetzen. 

Die Schwerpunkte der 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
in Israel sind die Förderung 
von israelisch-palästinensi- 
schen Gemeinschaftspro- 
jekten, Maßnahmen zur 
Verbesserung der Lage der 
arabischen Minderheit und 
die Förderung arabisch-jü- 
discher Zusammenarbeit zur 
Stabilisierung von Demo- 
kratie und Rechtsstaat in 
Israel sowie die Intensivie- 
rung der deutsch-israeli- 
schen und israelisch-euro- 
päischen Beziehungen. 

In diesem Zusammen- 
hang stand auch die Ehrung 
von Adina Shapiro und Dr. 
Ghassan Abdullah auf der 
Mitgliederversammlung der 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
in Berlin. Adina Shapiro, jü- 
dische Lehrerin aus Jerusa- 
lem, und Dr. Ghassan Ab- 
dullah, muslimischer Lehrer 
aus Ramallah, gründeten 
vor fünf Jahren die Middle 

East Children Association 
(MECA) - eine Nichtregie- 
rungsorganisation, die sich 
paritätisch aus Israelis und 
Palästinensern zusammen- 
setzt. Ihr Ziel ist es, israeli- 
sche und palästinensische 
Kinder gemeinsam zu mehr 
Toleranz und Versöhnung 
zu erziehen und dafür 
zunächst einmal auf freiwil- 
liger Basis Lehrer von bei- 
den Seiten auszubilden. Seit 
drei Jahren arbeitet die 
MECA mit der Konrad- 
Adenauer-Stiftung zusam- 
men. An dem Fortbildungs- 
programm nehmen inzwi- 
schen 600 Lehrer teil. 

Auf der Mitglieder- 
versammlung der Konrad- 
Adenauer-Stiftung fielen 
zudem wichtige Entschei- 
dungen über die Ergänzung 
des Vorstands. 

Zum Nachfolger des 
langjährigen Vorstandsmit- 
glieds Gerhard Stoltenberg, 

der am 23. November if 
vergangenen Jahr gestorben 
ist, wählte die Mitglieder' 
Versammlung Otto Ben1' 
hardt MdB, Unternehmens- 
berater und Vorsitzenderde 
Hermann-Ehlers-Stiftung- 

Weiter wurde Prof. ^v 

Hans-Gert Pöttering Md£" 
in den Vorstand berufen. 

Zum neuen Schatzme»' 
ster hat die Mitgliederver- 
sammlung Dr. Franz Schose 
gewählt. Er war von I980b's 

Oktober 2001 Hauptge' 
schäftsführer des Deutsche"1 

Industrie- und Handelt' 
ges. Schoser löst den Hai1' 
burger Finanzsenator V ' 
Wolfgang Peiner ab. 

Dem Vorstand der St»' 
tung gehören u.a. an. 
nisterpräsident Bernhar 

Vogel (Vorsitzender), He' 
mut Kohl, Angela Meri^ 
Volker Rühe, Wolfga"r 

Schäuble   und   Prof. 
Hans-Peter Schwarz. 

ZUR ERINNERUNG: In der Eingangshalle des BuH' 
desratsgebäudes in Berlin ist am 20. März eine Geden 
tafel für Konrad Adenauer enthüllt worden. Sie erinn 
an sein Wirken als Präsident des Preußischen Staatsr' 
von 1921 bis 1933. Schon damals wurde er in Reg1^ 
rungskrisen der Weimarer Republik wiederholt Z 
Kreis möglicher Kanzlerkandidaten gezählt. 
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BUNDESARBEITSKREIS MENSCHENRECHTE 

HERMANN GRöHE: 

Immer häufiger Christenverfolgungen 
durch militante Fundamentalisten 

anlässlich der Vorstellung 
es Beschlusses „Diskrimi- 

nierung und Verfolgung 
v°n Christen in aller Welt" 
es Bundesarbeitskreises 

Menschenrechte erklärte 
dessen Vorsitzender: 

V 
Die Diskriminierung und 

erfolgung von Christen hat 
n den letzten Jahren besorg- 
"serregende Ausmaße an- 

kommen.  Der Anschlag 
auf  • e>ne Kirche in der paki- 
Stanischen Hauptstadt Isla- 

a°ad am 17. März dieses 

ub 
verl 

es, der 5 Menschen das 
en kostete und über 40 

.   etzte, hat diese Tatsache 
mal  mehr deutlich ge- 

dacht. 
Während religiöse Tole- 

<, z in Deutschland als eine 
^'^Verständlichkeit be- 
btet wird, leiden Christen 

te
v'elen Teilen der Welt un- 

S Schikanen, die bis zu 
0rd  reichen.   Neben  die 

M 
s^tii ehe  Verfolgung  tritt 

immer häufiger auch die Ver- 
folgung durch nichtstaatli- 
che Akteure, oftmals aus- 
gelöst durch militanten Fun- 
damentalismus zumeist isla- 
mistisch- oder hinduistisch- 
nationaler Strömungen. 

Religionsfreiheit ist ei- 
nes der grundlegenden Men- 
schenrechte und in interna- 
tionalen Menschenrechts- 
konventionen festgeschrie- 
ben. Die Missachtung dieses 
Rechts bedeutet einen ekla- 
tanten Verstoß gegen völ- 
kerrechtliche Vereinbarun- 
gen. Die CDU erwartet von 
allen Staaten, dass sie in 

eine familien- fcRIVIIN: • Für mehr Beschäftigung 
Endliche Gesellschaft • soziale Sicherung und Ver- 
gensbeteiligung. Auf einer Konferenz mit der Partei- 

, atzenden Angela Merkel will die Christlich Demo- 
e. tlsche Arbeitnehmerschaft (CDA) zu diesen Themen 

e offene Aussprache führen: am 2. Mai in Düsseldorf 
l7-30 Uhr im Saal HWI, Werdener Straße 4. 

ihren Ländern Religions- 
freiheit gewähren und den 
Glauben von religiösen Min- 
derheiten respektieren. 

Um die Lage verfolgter 
Christen in aller Welt zu 
verbessern, fordern wir: 

• die Religionsfreiheit zu 
einer Kernaufgabe deut- 
scher und europäischer 
Außenpolitik zu machen. 
Dieses Thema darf bei inter- 
nationalen Kontakten nicht 
unter den Tisch fallen; 
• Deutschland und die EU 
sollten einen jährlichen Be- 
richt über die Religionsfrei- 
heit erstellen, der im Um- 
gang mit anderen Staaten zu 
einer wichtigen Informati- 
onsquelle werden könnte; 
• die wirtschaftliche und 
politische Unterstützung 
von Entwicklungsländern 
sollte nicht zuletzt von der 
Beachtung der Menschen- 
rechte und damit der Ge- 
währleistung der Religions- 
freiheit abhängig gemacht 
werden. 

UiTW/M 
Vollständiger Beschluss: 
www.cdu.de/idx-men- 

schenrechte.htm 
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ÖKOSTEUER 

Aprilscherz und 
Wechselbalg 

Mit dem I. April 1999 ver- 
binden Autofahrer eine 
grimmige Erinnerung: die 
Einführung der so genann- 
ten Ökosteuer. Die neue Auf- 
gabe, tröstete man sie, stelle 
eine geniale Verknüpfung 
von Umweltschutz, Renten- 
sicherheit und mehr Be- 
schäftigung dar. Tatsäch- 
lich hat auch der dritte Jah- 
restag dieser fiskalischen 
Erfindung nichts daran 
geändert, dass es sich um ei- 
nen Wechselbalg handelt. 
Die Ausgangsidee - Bela- 
stung der Umwelt, Entla- 
stung der Arbeit - klang so 
charmant wie einleuchtend. 
Hinter ihr verbirgt sich eine 
bizarre Verknüpfung: je 
höher der Benzinverbrauch 
desto sicherer die Renten. 
Was geschieht also mit den 
Renten, wenn die Ökosteuer 
ihre Lenkungsfunktion er- 
füllt und tatsächlich ent- 
scheidend weniger Energie 
verbraucht wird? Oder bei 
einer Ölpreiskrise wie in den 
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70er Jahren - angesichts 
der Weltlage keineswegs 
ausgeschlossen?   Die Welt 

SACHSEN-ANHALT 

Quittung befürchtet 

SPD und Kanzler schauen 
mit Sorge auf Magdeburg. 
Die Landtagswahl könnte ein 
ähnliches Signal setzen wie 
die Hessen-Wahl. Einer rat- 
losen Bundesregierung droht 
dort zum ersten Mal die Quit- 
tung für ihre Politik. Dazu 
braucht es gar kein besonde- 
res Kampagnenthema mehr 
wie Zuwanderung. Dazu 
reicht die Bilanz der Regie- 
rungspolitik im Land wie in 
Beil in. Denn von der Chef Sa- 
che, zu der Schröder den A uf- 
bau Ost erklärte, hat man in 
Sachsen-Anhalt wohl am we- 
nigsten gespürt.     Die Welt 

BERLIN 

Probe nicht bestanden 

Der Exodus der Berliner In- 
dustrie hält an. Nun hat es 

dasTraditionsuntemehnie" 

Herlitz getroffen. 3000 Mit- 
arbeiter bangen um ih>'e' 
Job, Aktionäre um ihre &' 
sparnisse, Lieferanten '"" 
die Bezahlung ihrer Rec'n' 
nun gen. Versagt haben d'e 

Vorstände. Versagt habe'1 

die Banken. Versagt W 
auch die Politik. An der ent- 
scheidenden Sitzungsrun" 
über die Zukunft des Unte'" 
nehmens nahmen wed 
Bürgermeister Klaus W0' 
wereit noch Finanzsenat0 

Tilo Sarrazin oder Wj&* 
schaftssenator Gregor G)s 

zeil. „Gysi hat seine erst 
große Bewährungspr°be 

nicht bestanden", u>'tel 

Verdi-Chefin Susanne 5«^ 
penhusen. Welt am Sonnt»* 

VERFASSUNG 

Zweifelhaftes Vorgen*' 

Die SPD schützt den B& 
desratspräsidenten, 
Bundespräsidenten un  . „ 
gar noch das Bundesverf^ 
sungsgericht vor der U'" 
So jedenfalls sieht sie    _ 
selbst. Ihre beschimpfe'"1 

Mahnungen - „Halte' 

J 
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^oul!" rief der SPD-Frakti- 
"n^orsitzende Struck ver- 
fangene Woche in Richtung 

lion - sollen aber vor al- 
e>11 eine regierende Partei 
0r den Rechtsmitteln der 
^Position   schützen.   Als 
Q'teileute   mögen   Struck 

'"d Müntefering sagen, was 
'e meinen. Schröder, Innen- 

Ministe,- Schily und Bundes- 
"ftizministerin     Däubler- 
l^lin  aber sind  Träger 
ofl(,r Staatsämter. Als sol- 
e sind sie nicht dazu beru- 

,   • das zumindest zwei/el- 
fte Vorgehen des zweit- 

T^hsten Amtsträgers Wo- 
te't   auf  seine   Verfas- 

^n^mäßigkeit hin zu be- 
eilen. F AZ 

JUGEND SCHUTZ 

Rüffelkompetenz 

knallharter Nebensatz, 
(]• ^ac'heln und - schwupp- 

de 
Upp ~ 'st ein Kernpunkt 

Ze
Sneuen Jugendschutzgset- 

Ge V°m Tisch gefegt. Hugh, 
erhard Schröder hat ge- 

0chen. Basta. Es ist nicht 
V); 

le,.  'ste Mal,dass der Kanz- 
e"ie Richtlinienkompe- 

tenz mit Blick auf seine Fa- 
milienministerin als Rüffel- 
kompetenz gestaltet. Chri- 
stine Bergmann zu demüti- 
gen, ist eine Dauer-Beschäf- 
tigung des Kanzlers. Noch 
bevor sie mitteilen konnte, 
dass die Novelle, die es 14- 
Jährigen erlaubt hätte, bis23 
Uhr alleine in der Disko zu 
bleiben, zurückgezogen wird, 
schaffte er Fakten. Öffent- 
lich. Schröder hat weiterhin 
ein Gespür für das, was die 
meisten Menschen wollen. 
Neue Freiheiten für amüsier- 
freudige Teenies - dies zeigt 
die Welle der Empörung der 
letzten Wochen - gehört of- 
fenkundig nicht dazu. 

Rheinische Post 

NAHOST 

Israel im Krieg 

Dieser Krieg wurde dem 
Land aufgezwungen von den 
Nihilisten der islamistischen 
Terrororganisationen Ha- 
mas,Dschihad und Al-Aksa- 
Brigaden. Mit der „Opera- 
tion Wall" will Scharon das 
erledigen, wozu Arafat nie in 
der Lage war oder was er 

auch nicht wollte: die Aus- 
hebung aller Terrornester in 
den autonomen Palästinen- 
sergebieten. Der Premier re- 
agiert auf die verheerenden 
Anschläge auf die israeli- 
sche Zivilbevölkerung. Er 
muss handeln.        Die Welt 

Gegen die Infrastuktur 
des Terrorismus 

Die Sprache, in der Minister- 
präsident Scharon den Füh- 
rer der Palästinenser, 
Arafat, zum Feind Israels 
und dem Terrorismus den 
Krieg erklärt hat, erinnert an 
die Wortwahl des amerikani- 
schen Präsidenten nach dem 
Massenmord vom 11. Sep- 
tember. Scharon sieht Israel 
ähnlich in seiner Existenz be- 
droht wie Bush Amerika, und 
er wähnt - wie Bush - sein 
Land in einem Krieg, den er 
nicht gewollt habe. Erfühlt 
sich genötigt, auf ebenso mi- 
litärische Weise gegen die 
Infrastruktur des Terroris- 
mus vorzugehen. Setzt man 
die israelischen Opferzahlen 
palästinensischer A ttentate 
ins Verhältnis zur Gesamtbe- 
völkerung, dann ist die Ana- 
logie so schief nicht.     FAZ 
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MEDIEN 

WENN   SIE   STELLUNG   NEHMEN   WOLLEN 

Die Adressen der Rundfunk- 
und Fernsehanstalten 

• ARD-Zuschauer- 
redaktion 

Arnulfstr. 42 
80335 München 
Tel.-Nr. 089-5900-3344 
Fax-Nr. 089-5900-3249 
E-Mail: info@ARD.de 

• Arte-Zuschauerdienst 
2A, rue de la Fonderie 
F-67080 Strasbourg Cedex 
Tel.-Nr. 0033-3 88-142255 
Fax-Nr. 00 33-3 88-14 2160 
E-Mail: communication® 
arte-tv.com 

• Bayerischer Rundfunk 
Rundfunkplatz 1 
80300 München 
Tel.-Nr. 089-59-0001 
Fax-Nr. 089-59-00-23 75 
E-Mail: zuschauerredak- 
tion @br-online.de 
• Intendant: Dr. Thomas 
Gruber. Feinsehdirektion: 
Siegmund Gottlieb 

• DeutschlandRadio 
Hans-Rosenthal-Platz 
10825 Berlin 
Tel.-Nr. 030-85 03-0 
Fax-Nr. 030-85 03-6168 
E-Mail: deutschlandradio 
berlin@dradio.de 
• Intendant: Ernst Elitz. 
Programmdirektion: Dieter 
Jespen-Föge 

SCHREIBEN   SIE! 

Politisch einseitige Me- 
dienberichte - wie es in ei- 
nem Brief an uns heißt - 
haben wieder UiD-Leser 
veranlasst, nach An- 
schriften und Programm- 
verantwortlichen der wich- 
tigsten Rundfunk- und 
Fernsehsender zu fragen. 

Eine solche Zusam- 
menstellung gab es be- 
reits in der letzten UiD- 
Ausgabe von 2000. Für 
den Wahlkampf bringen 
wir sie noch einmal. 

Ihr Brief wird 
Eindruck machen 

Unterschätzen Sie 
nicht die Wirkung eines 
kritischen Briefs. Je nach- 
dem, wie Sie ihn abfassen, 
wird er Eindruck machen 
und zu Konsequzenzen 
führen - vor allem dann, 
wenn sich andere ähnlich 
äußern wie Sie. 

• Deutscher Presserat 
Postfach 7160 
53071 Bonn 
Tel.-Nr. 0228-98572-0 

Fax-Nr. 02 28-9 85 72-99 
E-Mail: info@presserat.de 

• 3sat 
ZDF-Straße 1 
55100 Mainz 
Tel.-Nr. 061 31-701 
Fax-Nr. 06 13 17-09090 
E-Mail: info@3sat.de 
• Zentralredaktion: 
Engelbert Sauter 

• Deutsche Welle TV 
Voltastraße 6 
13355 Berlin 
Tel.-Nr. 030-46460 
Fax-Nr. 030-46 31-9 98 
E-Mail: online@dwelle.de 

• Intendant: Erich Better- 
mann. Fernsehdirektion'- 
Christoph Lanz 

• Freiwillige Selbstkon- 
trolle Fernsehen e.V. 

Lützowstraße 33 
10785 Berlin 
Tel.-Nr. 030-23 08 36-0 
Fax-Nr. 030-23 08 36-70 
E-Mail: info@fsf.de 

• Hessischer Rundfunk 
Bertramstraße 8 
60320 Frankfurt am Mai"1 

Tel.-Nr. 069-15 51 
Fax-Nr. 069-155 29 00 
E-Mail: Publikums- 
service@ hr.de 
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* Intendant: Prof. Dr. 
^'aus Berg. Programm- 
Sektion: Manfred Grupp 

* Mitteldeutscher 
Rundfunk (MDR) 

Kantstraße 71-73 
°4275 Leipzig 
"kl. -Nr. 0341-3000 
^ax-Nr.0341-3006789 

"Mail: Zuschauerredaktion 
@rndr.de 
* Intendant: Prof. Dr Udo 

euer. Programmdirektion: 
°lfgang Kenntemich 

*N24 
prtenbergstraße 1 
?,5774 Unterföhring 
kl-Nr. 089-9507-24 24 
ax-Nr. 089-9507-24 00 

jfMail: info@n24.de 
Geschäftsführer: Ulrich 

^nd 
L, 

e- Chefredaktion: Peter 
"iibourg 

* Norddeutscher 
K Rundfunk (NDR) 
^enbaumchaussee 132 
{'49 Hamburg 
jje,-Nr. 040-4156-0 
^X-Nr .040-44 7602 
• ^ail: info@ndrvt.de 

Pendant: Prof. Jobst 
0 &• P'ogrammdirektion: 

' Jürgen Kellermeier 

*N.TV 

u^nstraße 1 
»17 Berlin 

£ "Nr. 030-201900 
^Nr-030-20 19 05 05 

~Ma'l: info@n-tv.de 

• Geschäftsführer und 
Programmverantwortli- 
cher: Dr. Helmut 
Brandstätter 

• Ostdeutscher 
Rundfunk Branden- 
burg (ORB) 

Marlene-Dietrich-Allee 20 
14482 Potsdam 
Tel.-Nr.03 31-731-0 
Fax-Nr. 03 31-7 31-35 71 
E-Mail: orbonline@orb.de 
• Intendant: Prof. Dr. 
Hansjürgen Rosenbauer. 
Fersendirektion: Volker 
von der Heydt 

• Phoenix 
Langer Grabenweg 45 -47 
53175 Bonn 
Tel.-Nr. 01802-82 17 
Fax-Nr. 01802-82 13 
E-Mail: phoenix@zdf.de 
• Geschäftsführer und 
Programmverantwortli- 
cher: Bodo H. Hauser 

• Pro Sieben 
Medienallee 7 
85774 Unterföhring 
Tel.-Nr. 089-9507-10 
Fax-Nr. 089-9507-1184 
E-Mail: info@prosieben.com 
• Geschäftsführer: Nicolas 
Paalzow 

• RTL 
Aachener Straße 1044 
50858 Köln 
Tel.-Nr. 0221-456-0 
Fax-Nr. 0221-456-1690 
E-Mail: info@rtl.de 

MEDIEN 

• Geschäftsführer: Ger- 
hard Zeiler. Chefredaktion: 
Hans Mahr 

• RTL II 
Bavariafilmplatz 7 
82031 Grünwald 
Tel.-Nr. 089-64 18 5-0 
Fax-Nr. 089-641 85-999 
E-Mail: empfang@rtl2.de 
• Geschäftsführer: Josef 
Andorfer. Chefredaktion: 
Jürgen Ohls 

• Saarländischer 
Rundfunk 

Funkhaus Halberg 
66100 Saarbrücken 
Tel.-Nr. 0681-6020 
Fax-Nr. 0681-6023874 
E-Mail: info@sr-online.de 
• Intendant: Fritz Raff. 
Programmdirektion: 
Werner Zimmer 

• Satl 
Jägerstr. 32,10117 Berlin 
Tel.-Nr. 030-2090-0 
Fax-Nr. 030-20 40-20 90 
E-Mail: info@satl.de 
• Geschäftsführer: Jürgen 
Doetz. Chefredaktion: Jörg 
Howe 

• Sender Freies Berlin 
Masurenallee8-14 
14057 Berlin 
Tel.-Nr. 030-30310 
Fax-Nr. 030-3015062 
E-Mail: presse@sfb.de 
• Intendant: Horst Schättle. 
Programmdirektion: 
Barbara Groth 

UID 11/2002 - 21 



'EVANGELISCHER   ARBEIT S K R E I S 

„Gerechtigkeit 
gestalten" 

ist das Leitwort der 39. 
Bundestagung des Evan- 
gelischen Arbeitskreises 
der CDU/CSU, zu der Jo- 
chen Borchert, Bundes- 
vorsitzender des EAK, 
nach Würzburg eingela- 
den hat 

Die Tagung findet am 
10. und 11. Mai statt: 
im Franconia-Saal des 
Congress Centrums. 
Höhepunkt   am   ersten 

Tag ist von 17.00 bis 18.30 
Uhr eine öffentliche Kund- 
gebung   mit   dem   Kanz- 
lerkandidaten   der   Union 
EDMUND STOIBER. Er 
greift das Leitworts der Ta- 
gung auf und spricht über 
„Gerechtigkeit als  politi- 
sche Herausforderung". 

In drei Arbeitsgruppen 
wirdüberFamilie,Gesund- 
heit und Bildung beraten. 

Der erste Tag endet mit ei- 
nem Theologischen Abend- 
gespräch, an dem u.a. Bi- 
schof Huber, der bayeri- 
sche Innenminister Beck- 
stein und Ingo Friedrich 
MdEP teilnehmen. 

Am Sonnabend spricht 
Prof. Kirchhof über Steu- 
ergerechtigkeit. 

Zwischen 13.15 Uhrund 
14.30 Uhr findet eine zwei 
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te öffentliche Kundgebung- 
und zwar mit dem saarlän- 
dischen Ministerpräsiden- 
ten Peter Müller statt, der 
über das Ziel der Zuwande- 
rungspolitik spricht, näm- 
lich deren „gerechte Ge- 
staltung". 

• Südwestrundfunk 
Neckarstraße 230 
70190 Stuttgart 
Tel.-Nr. 07 11-9290 
Fax-Nr. 07 11-9292600 
E-Mail: tv@swr-online.de 
• Intendant: Prof. Peter 
Voß. Progamm direktion: 
Christof Schmid 

• VOX 
Richard-Byrd-Straße 6 
50829 Köln 

22-UID 11/2002 

Tel.-Nr. 02 21-9 53 40 
Fax-Nr. 0221-953-8000 
E-Mail: mail@vox.de 
• Geschäftsführerin: Anke 
Schäferkordt. Chefredak- 

tion: Marko Langer 

• Westdeutscher 
Rundfunk (WDR) 

Appelhofplatz 1 
50667 Köln 
Tel.-Nr. 02 21-2 20-0 
Fax-Nr. 02 21-2 20-44 80 

E-Mail: osc@wdr.de 
• Intendant: Fritz Pleitgen 

Programmdirektion: J°r 

Klamroth 

• ZDF 
ZDF-Straße 1 
55100 Mainz 
Tel.-Nr. 061 31-7021 6' 
Fax-Nr. 061 31-70217° 
E-Mail: info@zdf.de 
• Intendant: Markus 
Schächter 
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Ö FFENTLI CHKEITSARBEIT ' 

Faltplan 
„Ländervergleich" 

Unionsgeführte Länder 
belegen: Man kann auch 
gut regieren 

Best-Nr.: 2865 

50 Expl.: 15,25 € 

(16,32 €) 

Leporello 
»Wirtschaftswachstum" 

Best-Nr.: 2813 

100 Expl. 15,00 € 

(16,05 €) 

Wirtschaftswachstum 
made by Schröder - 
Letzter in Europa. 

CDU 

Versprochen - Gebrochen! 

loründe. SPD l 

*£<£ 
Klappkarte 
„Versprochen - Gebrochen" 

Die 9 Wahlversprechen der SPD 

Best-Nr.: 9864 

100 Expl.: 6,90 € (8,00 €) 

Postkarte „400 Euro" 

Best-Nr.: 9818 

500 Expl. 40,00 € 

(46,40 €) 

Postkarten-Edition 
„Wirtschaftswachstum 

made my Schröder" 

Best-Nr.: 9815 5 Sets 
(1 Set = 6 Motive) 

1,85€ (1,98€) 
itr r*y| ̂ ^ 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Stoiber kommt. 

Postkarte „Edmund Stoiber" 

Best-Nr.: 9860 

100 Expl.: 6,90 € (8,00 €) 

Rednerplakat „Edmund Stoiber" 

DIN Al 
Best-Nr.: 8859 

50 Expl.: 15,00€ (17,40€) 

DINA0 
Best-Nr.: 8858 

50 Expl.: 29,00 € (33,64 €) 

Die Preise in den Klammern sind inkl. 7% bzw. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 

BESTELLAN 

• i6"' 
Bertelsmann Distributiv 

-IS-Versandzentn^\^ 
Postfach 1162 J3759*<2 

Telefax 05241-8041° 
e-maiU     „J1 

cdu-shop@bertels»"' 


